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Schwangerschaftsabbruch: 
Informationen sind keine Straftat,  
sondern konkrete Hilfe.
Jährlich sehen sich 100.000 Frauen in Deutschland mit der 
schwierigen Frage konfrontiert, eine Schwangerschaft vor-
läufig zu beenden. Sie befinden sich damit in einer Ausnah-
me- und Konfliktsituation. In dieser ist ein freier und unkom-
plizierter Zugang zu Informationen und Beratungsangeboten 
dringend notwendig. Bis heute werden Schwangerschafts-
abbrüche in Deutschland kriminalisiert und tabuisiert. Der 
§ 219a im Strafgesetzbuch verbietet Ärtz:innen, über Abtrei-
bungen zu informieren. Dadurch bewegen sich Ärzt:innen 
oft in einer rechtlichen Grauzone und Schwangere werden 
potenziell um ihr Recht auf eine gute medizinische Versor-
gung gebracht.
Die Ampel-Regierung hat bereits im ersten Jahr ihrer Regie-
rung angekündigt, § 219a ersatzlos zu streichen. Damit setzt 
sie nicht nur ein zentrales Wahlversprechen durch, sondern 
auch eine der wichtigsten Forderungen der feministischen 
Bewegung. 
Die restriktive Gesetzgebung hat in Westdeutschland lange 
Tradition, während in der DDR schon seit 1972 ein liberale-
rer Umgang mit Schwangerschaftsabbrüchen 
herrschte. Im Zuge der Wiedervereinigung wur-
den Schwangerschaftsabbrüche für Frauen in Ost-
deutschland erheblich erschwert.


